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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militärorganisation

In Erfüllung eines Postulats der ständerätlichen SiK publizierte der Bundesrat im August
2016 einen neuen Sicherheitspolitischen Bericht. Darin nahm die Regierung eine
Lageanalyse vor, sie zeigte die Ausrichtung der sicherheitspolitischen Strategie der
Schweiz auf und legte dar, wie die sicherheitspolitische Führung vonstatten gehen soll.
Dieser Bericht schloss an den letzten von 2010 an und legte die Grundlinien für die
schweizerische Sicherheitspolitik der nächsten Jahre fest.
Die Lageeinschätzung umfasste drei Themenbereiche. Globale Trends, Bedrohungen
und Gefahren sowie – dies war eine zentrale Forderung des Postulats gewesen – das
Nebeneinander von sicherheitspolitisch agierenden Organisationen. Die Trends
betreffend, also bezüglich der Einschätzungen des Einflusses globaler Entwicklungen,
die eine Bedrohungslage für die Schweiz bedeuten könnten, wurden fünf
destabilisierende Konfigurationen ausgemacht: der Übergang zu einer multipolaren
Weltordnung (mehr und neue Akteure im geopolitischen Umfeld); die Ausbreitung von
Wohlstand und Technologie (Aufstrebende Volkswirtschaften; Ressourcenverteilung);
anhaltende Krisen, Umbrüche und Instabilität (Krisenregionen, territoriale Konflikte);
Migrationsbewegungen (offener Fortgang); und Weiterentwicklungen bekannter
Konfliktbilder (vorwiegend Cyber-Bereich, technologischer Fortschritt). 
Bezüglich der im Bericht beschriebenen Bedrohungen und Gefahren wurden sechs
Bereiche in den Fokus gerückt. Es waren dies Risiken durch illegale Beschaffung und
Manipulation von Informationen (Spionage und neu den Handel mit Daten); Terrorismus
und Gewaltextremismus (Anschläge, Terrorismus); Bewaffnete Angriffe (herkömmliche
und unkonventionelle militärische Gewaltanwendung); Kriminalität („professionelle“
Gruppen, Kriminalitätstourismus); Versorgungsstörungen (Verknappung von
Lebensmitteln, Energie) sowie Katastrophen und Notlagen (bspw. Naturkatastrophen).
Als Fazit aus diesem Block hielt der Bundesrat fest, dass auch für die Schweiz in der
jüngeren Vergangenheit ernstzunehmende Entwicklungen stattgefunden hätten,
besonders die nicht erwartete Zuspitzung des Verhältnisses von Ost und West, aber
auch der zunehmende Dschihadismus. 
Die geforderte Übersicht über die Zusammenarbeit mit sicherheitspolitisch relevanten
Organisationen liefert der Bericht in einer Auflistung der wichtigsten Akteure, mitunter
der OSZE, der NATO, der EU, dem Europarat, den vereinten Nationen und Interpol.
Zusammenfassend wurde festgehalten, dass die multilaterale Zusammenarbeit im
sicherheitspolitischen Bereich stärker unter Druck geraten sei. Diese sei jedoch für die
Eidgenossenschaft immer noch der wichtigste und beste Weg, um kooperative
Lösungen zu erzielen. Die Unterstützung und Stärkung der Handlungsfähigkeit der OSZE
und der UNO gehörten deswegen auch zu den aussen- und sicherheitspolitischen
Prioritäten der Schweiz, wurde im Bericht betont. Weiter seien Wissensaustausch,
Teilnahme an Forschungs- und Entwicklungsprogrammen, gemeinsame Standards und
Übungen, aber auch ein funktionierender Informationsfluss wichtige Elemente, um den
beschriebenen Gefahren zu begegnen. 
Die sicherheitspolitischen Ziele der Regierung blieben jedoch gleich, wie sie bereits im
letzten Bericht beschrieben worden waren. Im Zentrum standen der Schutz von
„Handlungsfähigkeit, Selbstbestimmung und Integrität der Schweiz und ihrer
Bevölkerung“ sowie der Schutz der Lebensgrundlagen gegen Bedrohungen und die
Unterstützung von Stabilität und Frieden jenseits der Landesgrenzen.

Die Ausrichtung der Strategie der Schweiz wurde im zweiten Teil des Berichts
beschrieben. Der Fokus lag dabei auf dem Einsatz der finanziellen Ressourcen, die für
sicherheitspolitische Anliegen bereitgestellt wurden. Der Bundesrat setzte auf eine
Strategie, die Kooperation, Selbständigkeit und Engagement umfasste. Diese drei
Kernbegriffe steckten den Rahmen für künftige Massnahmen ab.
Im Bericht wurde zum Schluss noch dargelegt, wie die sicherheitspolitische Führung auf
Stufe Bund und Kantone aufgeteilt werden sollte und wie die Zuständigkeiten aufgeteilt
wurden. Ein wichtiger Akteur war dabei der Sicherheitsverbund Schweiz (SVS). Die
abgeschlossene Pilotphase des SVS liess erste Erkenntnisse zu, so auch die erste
Sicherheitsverbundübung von 2014, in deren Evaluation eine grundsätzlich positive
Bilanz gezogen wurde. 1
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1) Medienmitteilung BR vom 24.8.16; Sicherheitspolitischer Bericht 2016; Blick, CdT, 25.8.16
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